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418 . Kundmachung des Bundesministers
für Unterricht und Kunst vom 20. Oktober
1972 über die Aufhebung folgender Erlässe
des Bundesministeriums für Unterricht durch
den Verfassungsgerichtshof: Rundschreiben
Nr. 204/1966 vom 31. August 1966, Rund-
schreiben Nr. 170/1968 vom 26. September
1968, Rundschreiben Nr. 126/1969 vom
24. März 1969, Erlaß vom 16. Mai 1951,

Zl. 23362-IV/20 b/51

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den §§ 60 Abs. 2 und 61 des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird
kundgemacht:

1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 30. Juni 1972, V 7-10/72-8 —
dem Bundesminister für Unterricht und Kunst
zugestellt am 4. Oktober 1972 —, folgende Er-
lässe des Bundesministeriums für Unterricht be-
treffend die Gewährung eines Unterhalts-
beitrages an Probelehrer als gesetzwidrig auf-
gehoben:

1. Rundschreiben Nr. 204/1966 vom
31. August 1966, Zl. 89.348-V/3/66;

2. Rundschreiben Nr. 170/1968 vom 26. Sep-
tember 1968, Zl. 105.823-V/3b/68;

3. Rundschreiben Nr. 126/1969 vom 24. März
1969, Zl. 129.317-V/3 b/68;

4. Erlaß vom 16. Mai 1951, Zl. 23362-IV/
20 b/51.

2. Die Aufhebung tritt mit 30. Dezember 1972
in Kraft.

Sinowatz

419 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. Oktober 1972 betreffend den Gel-
tungsbereich des Internationalen Abkommens
vom 25. Jänner 1924 zur Schaffung eines

Internationalen Tierseuchenamtes in Paris

Nach Mitteilung der Regierung der Französi-
schen Republik haben folgende weitere Staaten
Beitrittsurkunden bzw. Kontinuitätserklärungen
zum Internationalen Abkommen zur Schaffung
eines Internationalen Tierseuchenamtes in Paris
(BGBl. Nr. 285/1928, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 333/1969)
hinterlegt:

Madagaskar 29. 9. 1969
Sierra Leone 13.4.1970
Saudi Arabien 22. 2. 1971
Kuba 4. 9. 1972

Kreisky
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420 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. Oktober 1972 betreffend den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens vom
5. Oktober 1961 zur Befreiung ausländischer
öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Aus-
wärtige Angelegenheiten der Niederlande hat
Liechtenstein erklärt, daß zur Ausstellung der
Apostille nach Art. 3 des Übereinkommens zur
Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden
von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte

Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 368/1972) die „Regierungskanzlei der
fürstlichen Regierung" in Vaduz zuständig ist.
Ferner hat das Vereinigte Königreich Großbri-
tannien und Nordirland notifiziert, daß zur Aus-
stellung der Apostille nach Art. 3 des Überein-
kommens für die Bahama-Inseln derzeit „The
Permanent Secretary, Ministry of Home Affairs"
zuständig ist.

Kreisky

4 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 6. November 1972 betreffend Änderung
der Anlage II des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM)

Mit Wirkung vom 1. Jänner 1973 sind gemäß Art. 69 § 3 Abs. 2 des Internationalen
Übereinkommens vom 25. Feber 1961 über den Eisenbahnfrachtverkehr, BGBl. Nr. 266/1964,
folgende Änderungen der Anlage II (letzte Kundmachung betreffend Anlage II BGBl. Nr. 81/1971)
beschlossen worden:

I. Vorderseite des Frachtbriefs (Blätter 1—5)

F e l d 52:

Aufnahme einer Doppelrubrik zur Eintra-
gung der zweistelligen Code-Nummer des
Frankaturvermerks.

F e l d 59:

Aufnahme einer neuen Doppelrubrik zur
Eintragung des Länder-Code; Darstellung der
Code-Felder wie auf der Kontroll-Etikette.

II. Rückseite des Frachtbriefs (Blätter 1, 2,
4 und 5)

Aufnahme in die fünf Frachtberechnungs-
abschnitte einer Doppelrubrik zur Eintragung
der Code-Nummer des Leitungsweges ( l i n k s
v o n F e l d 74).

F e l d 87:

Vordruck in den fünf Frachtberechnungs-
abschnitten von Rubriken zur Eintragung der
Code-Nummern der Gebühren nach Absatz 2
der EZB 3 f zu Art. 17 CIM.

Deutlichere Zeichnung der zusammenfassenden
Klammer n e b e n d e n F e l d e r n 85 u n d
9 1 der Frachtberechnungsabschnitte 5, 6 und 7.

Weglassung des punktierten Hintergrunds
zuoberst in der Betragsspalte „Franko", damit
die Überschrift besser lesbar ist.

III. Rückseite des Empfangsscheins (Blatt 3 des
Frachtbriefs)

In Feld C sind „Lira inglese" und „Lira ir-
landese" in „Sterlina inglese" bzw. „Sterlina
irlandese" zu ändern.

Kreisky
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422.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Internationaler Kaffeerat
Zwanzigste Tagung
17. bis 31. August 1972
London, England

ICC-Beschluß Nr. 255 (E)
23. August 1972

Original: Englisch

BESCHLUSS NR. 255

(Genehmigt bei der Zweiten Plenarsitzung
am 23. August 1972)

VERLÄNGERUNG DER VORLÄUFIGEN
MITGLIEDSCHAFT ITALIENS

IN ANBETRACHT DER TATSACHE,

daß Art. 63 Abs. 1 den Rat ermächtigt, die
Frist zu verlängern, während welcher impor-
tierende Mitglieder des Internationalen Kaffee-
Übereinkommens 1962 die vorläufige Mitglied-
schaft des Übereinkommens 1968 genießen;

daß Italien, welches das Übereinkommen auf
Grund der in Art. 62 Abs. 2 des Übereinkom-
mens 1968 erwähnten Notifikation vorläufig
anwendete, gemäß Beschluß Nr. 240 bis
31. August 1972 als vorläufiges Mitglied aner-
kannt wurde;

daß Italien der Organisation mitgeteilt hat,
daß es ihm aus verfassungsmäßigen Gründen
nicht möglich sein wird, die in Art. 63 Abs. 1
enthaltenen Bedingungen für einen Beitritt zum
Übereinkommen 1968 bis 31. August 1972 zu
erfüllen, und um Verlängerung der Frist für
seinen Beitritt angesucht hat;

daß das Exekutivkomitee das Ansuchen ge-
prüft hat und empfiehlt, daß ihm stattgegeben
werde;

daß Italien anerkennt, daß es als vorläufiges
Mitglied an alle Verpflichtungen des Überein-
kommens 1968 und die darauf beruhenden Be-
schlüsse, Bestimmungen und Vorschriften gebun-
den ist, als ob es ein Vollmitglied wäre,

BESCHLIESST

DER INTERNATIONALE KAFFEERAT:

daß Italien weiterhin als vorläufiges Mitglied
des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1968
angesehen wird, und zwar vom 1. September 1972
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem es seine Beitritts-
urkunde hinterlegt oder bis 30. September 1973,
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je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt, wie
in den Bestimmungen von Artikel 63 Absatz 1
des Übereinkommens vorgesehen.

Der Geltungsbereich des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1968 wurde unter BGBl.
Nr. 43/1971 kundgemacht.

Kreisky

423.
Nachdem der am 28. Juni 1971 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Öster-

reich und der Bundesrepublik Deutschland über die Gewährung von Abgabenfreiheit für Fern-
meldeanlagen im Grenzgebiet, welcher also lautet:

V e r t r a g
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die Ge-
währung von Abgabenfreiheit für Fern-

meldeanlagen im Grenzgebiet

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
und

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

in dem Wunsch, das Errichten und Betreiben
von Fernmeldeanlagen im Grenzgebiet des ande-
ren Vertragsstaates zu erleichtern, sind wie folgt
übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsstaaten werden den Betrieb von
Fernmeldeanlagen nach Maßgabe der nachfolgen-
den Bestimmungen durch Gewährung der Be-
freiung von Ein- und Ausgangsabgaben erleich-
tern.

Artikel 2

Im Sinne dieses Vertrages bezeichnen die Be-
griffe

a) Ein- und Ausgangsabgaben:
die Ein- und Ausfuhrzölle sowie alle ande-
ren anläßlich der Ein- oder Ausfuhr von
Waren zu erhebenden Abgaben und Ge-
bühren mit Ausnahme der Gebühren bei
besonderer Inanspruchnahme der Zoll-
verwaltungen;

b) Fernmeldeanlagen:
die in Artikel 3 Absatz 1 bezeichneten
Anlagen und Einrichtungen;

c) Betrieb einer Fernmeldeanlage:
nicht nur den Betrieb selbst, sondern auch
die Errichtung, Erweiterung, Instandhal-
tung oder Erneuerung einer Fernmelde-
anlage;

d) Eigentumsstaat:
jenen Vertragsstaat, in dessen Gebiet die
Behörde, Dienststelle oder Anstalt, welche
die Fernmeldeanlage betreibt, ihren Sitz
hat;

e) Lagestaat:
jenen Vertragsstaat, in dessen Gebiet die
Fernmeldeanlage gelegen ist;

f) Grenzgebiet:
die nach dem Vertrag vom 6. September
1962 zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland über Zoll-
erleichterungen im kleinen Grenzverkehr
und im Durchgangsverkehr festgelegten
Zollgrenzzonen sowie darüber hinaus-
gehende Gebiete jedes der beiden Vertrags-
staaten, sofern der Betrieb der Fernmelde-
anlage in diesem Gebiet technisch und geo-
graphisch bedingt ist.

Artikel 3

(1) Waren, die aus dem freien Verkehr der
Vertragsstaaten stammen, sind frei von Ein-
und Ausgangsabgaben, wenn sie unter zollamt-
licher Überwachung verwendet werden zum
Betrieb

a) von ortsfesten Ton-Rundfunk- und Fern-
seh-Rundfunk-Sendeanlagen, die im Grenz-
gebiet des Lagestaates wegen der geo-
graphischen Gegebenheiten ausschließlich
zu dem Zweck errichtet werden, um die
Rundfunkteilnehmer im Grenzgebiet des
Eigentumsstaates mit genügend starken
Empfangssignalen zu versorgen,

b) von Fernmeldeleitungsanlagen des Eigen-
tumsstaates im Grenzgebiet des Lagestaates,

c) von flugsicherungstechnischen Einrichtun-
gen im Grenzgebiet des Lagestaates für im
Eigentumsstaat gelegene Flugplätze.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 wird keine
Sicherheit verlangt.

(3) Die Abgabenfreiheit nach Absatz 1 hängt
davon ab, daß der Zollstelle eine Bescheinigung
vorgelegt wird, aus der sich die tatsächlichen
Voraussetzungen für die Abgabenfreiheit erge-
ben. Die Bescheinigung muß ausgestellt sein
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a) im Fall des Absatzes 1 Buchstabe a
— in der Republik Österreich von der

zuständigen Rundfunk- oder Fernseh-
anstalt,

— in der Bundesrepublik Deutschland von
der zuständigen Oberpostdirektion
oder der zuständigen Rundfunkanstalt,

b) im Fall des Absatzes 1 Buchstabe b
— in der Republik Österreich von der

zuständigen Post- und Telegraphen-
direktion,

— in der Bundesrepublik Deutschland von
der zuständigen Oberpostdirektion,

c) im Fall des Absatzes 1 Buchstabe c von der
zuständigen Flugsicherungsbehörde.

(4) Waren, die nach ihrer Ausfuhr zu in Ab-
satz 1 genannten Zwecken in den Eigentums-
staat wieder eingeführt werden, bleiben dort
frei von Eingangsabgaben, wenn die entsprechen-
den Abgaben bei der Ausfuhr nicht erlassen,
erstattet oder vergütet worden sind.

(5) Waren, die nach den Absätzen 1 und 4
abgabenfrei bleiben, sind von wirtschaftlichen
Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen
befreit. Hingegen werden die Rechtsvorschriften
der Vertragsstaaten über sonstige Ein- und Aus-
fuhrverbote und -beschränkungen sowie die
Rechtsvorschriften des Lagestaates über die Be-
willigungen für den Betrieb einer Fernmelde-
anlage nicht berührt.

Artikel 4

Artikel 3 ist auch auf Waren, die vor dem
Inkrafttreten dieses Vertrages, jedoch nach dem
1. Januar 1969 eingeführt worden sind, anzu-
wenden. Bereits entrichtete Abgaben werden
auf Antrag erstattet.

Artikel 5

Der Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich und der Bundesminister für
Wirtschaft und Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland können bei der Behandlung von
Fragen, die sich aus dem Vertrag ergeben, ins-
besondere zur Beseitigung von Schwierigkeiten
und Zweifeln bei seiner Auslegung, unmittelbar
miteinander verkehren.

Artikel 6

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Re-
publik Österreich innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 7

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden sind in Bonn auszu-
tauschen.

(2) Dieser Vertrag tritt zwei Monate nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Dieser Vertrag kann unter Einhaltung
einer Frist von mindestens sechs Monaten zum
Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. In
diesem Fall tritt der Vertrag mit Ablauf dieses
Kalenderjahres außer Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 28. Juni 1971, in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich

Dr. Hammerschmidt

Für die Bundesrepublik Deutschland

Dr. Schirmer
Hans Hutter

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Verkehr und vom Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen
worden.

Geschehen zu Wien, am 19. April 1972

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Verkehr:
Frühbauer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Da die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertrag am 26. September 1972 ausgetauscht
wurden, tritt der Vertrag gemäß seinem Art. 7 Abs. 2 am 26. November 1972 in Kraft.

Kreisky

424.
(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 38/72
4. September 1972
Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IM MONAT
AUGUST 1972 IN VERLUST GERATEN

GEMELDET WURDEN

Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und ersucht gemäß der in Dokument
ED-Controls 28/72 festgelegten Vorgangsweise
um Beachtung der angeschlossenen Liste über
Originalzeugnisse, die als im Monat August 1972
in Verlust geraten gemeldet wurden.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen dahingehend
zu informieren, daß die Gültigkeit der angeführ-
ten Zeugnisse aufgehoben wurde und diese da-
her für den Import von Kaffee, für die Gut-
schreibung auf ein Transitmarkenkonto oder
zur Ausstellung von Teilzeugnissen nicht ange-
nommen werden dürfen.
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425.
(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 40/72
3. 9ktober 1972

Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IM MONAT SEP-
TEMBER 1972 IN VERLUST GERATEN GE-

MELDET WURDEN

Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und ersucht gemäß der im Dokument
ED Controls 28/72 festgelegten Vorgangsweise
um Beachtung der angeschlossenen Liste über
Originalzeugnisse, die als im Monat September
1972 in Verlust geraten gemeldet wurden.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen dahingehend
zu informieren, daß die Gültigkeit der angeführ-
ten Zeugnisse aufgehoben wurde und diese daher
für den Import von Kaffee, für die Gutschrei-
bung auf ein Transitmarkenkonto oder zur Aus-
stellung von Teilzeugnissen nicht angenommen
werden dürfen.
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426.
Nachdem der am 29. November 1971 durchgeführte Notenwechsel zwischen der Republik

Österreich und dem Königreich Swaziland betreffend die Wiederanwendung des österreichisch-
britischen Rechtshilfeabkommens vom 31. März 1931, BGBl. Nr. 45/1932, welcher also lautet:

(Übersetzung)

AUSSENMINISTERIUM DES
KÖNIGREICHES SWAZILAND

Mbabane, am 29. November 1971

Das Außenministerium des Königreiches
Swaziland begrüßt das Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten der Republik Öster-
reich und beehrt sich, auf das österreichisch-
britische Rechtshilfeabkommen, unterzeichnet am
31. März 1931 in London, wiederangewendet
durch Notenwechsel vom 28. Juni 1951 und aus-
gedehnt auf das Königreich Swaziland vor der
Erlangung seiner Unabhängigkeit am 6. Septem-
ber 1968, Bezug zu nehmen.

Nach Prüfung des besagten Abkommens hat
die Regierung des Königreiches Swaziland be-
schlossen, die Rechte und Verpflichtungen des
Abkommens anzuerkennen und das Abkommen
als bindend zwischen der Republik Österreich
und dem Königreich Swaziland zu betrachten.

Das Abkommen wird, das Königreich Swazi-
land betreffend, durch die Ersetzung des Aus-
druckes „Registrar of the High Court" für
„Senior Master of the Supreme Court of Ju-
dicature", wo immer letzterer Ausdruck auf-
scheint, geändert.

Das Außenministerium schlägt vor, daß diese
Note und eine Antwortnote der österreichischen
Regierung, welche Übereinstimmung anzeigt, ein
Abkommen zwischen den beiden Regierungen in
der gegenständlichen Angelegenheit darstellen
soll. Dieses Abkommen tritt an dem Tag in
Kraft, an dem die beiden Regierungen einander
mitteilen, daß die jeweiligen verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen hiefür gegeben sind.

Das Außenministerium des Königreiches
Swaziland benützt diese Gelegenheit, dem Bun-
desministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich die Versicherung seiner
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

AN DAS BUNDESMINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH
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BUNDESMINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE
ANGELEGENHEITEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH

Wien, am 29. November 1971

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten der Republik Österreich beehrt sich,
auf die Note des Außenministeriums des König-
reiches Swaziland vom 29. November 1971 Be-
zug zu nehmen, welche folgendermaßen lautet:

„Das Außenministerium des Königreiches
Swaziland begrüßt das Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten der Republik Öster-
reich und beehrt sich, auf das österreichisch-
britische Rechtshilfeabkommen, unterzeichnet am
31. März 1931 in London, wiederangewendet
durch Notenwechsel vom 28. Juni 1951 und aus-
gedehnt auf das Königreich Swaziland vor der
Erlangung seiner Unabhängigkeit am 6. Septem-
ber 1968, Bezug zu nehmen.

Nach Prüfung des besagten Abkommens hat
die Regierung des Königreiches Swaziland be-
schlossen, die Rechte und Verpflichtungen des
Abkommens anzuerkennen und das Abkommen
als bindend zwischen der Republik Österreich
und dem Königreich Swaziland zu betrachten.

Das Abkommen wird, das Königreich Swazi-
land betreffend, durch die Ersetzung des Aus-
druckes „Registrar of the High Court" für
„Senior Master of the Supreme Court of Ju-
dicature", wo immer letzterer Ausdruck auf-
scheint, geändert.

Das Außenministerium schlägt vor, daß diese
Note und eine Antwortnote der österreichischen
Regierung, welche Übereinstimmung anzeigt, ein
Abkommen zwischen den beiden Regierungen in
der gegenständlichen Angelegenheit darstellen
soll. Dieses Abkommen tritt an dem Tag in
Kraft, an dem die beiden Regierungen einander
mitteilen, daß die jeweiligen verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen hiefür gegeben sind.

Das Außenministerium des Königreiches
Swaziland benützt diese Gelegenheit, dem Bun-
desministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich die Versicherung seiner
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern."

Die Republik Österreich ist mit dem Inhalt
dieser Note einverstanden. Dementsprechend
werden die Note des Königreiches Swaziland und
diese Antwortnote ein Abkommen zwischen den
beiden Regierungen darstellen, das an dem Tag
in Kraft tritt, an dem die beiden Regierungen
einander mitteilen, daß die jeweiligen verfas-
sungsrechtlichen Voraussetzungen hiefür gegeben
sind.
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Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten der Republik Österreich benützt
diese Gelegenheit, dem Außenministerium des
Königreiches Swaziland die Versicherung seiner
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

AN DAS AUSSENMINISTERIUM
DES KÖNIGREICHES SWAZILAND

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Notenwechsel für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. Juli 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Das vorliegende Abkommen ist nach Durchführung des in seinem vorletzten Absatz vorge-
sehenen Notenwechsels am 16. Oktober 1972 in Kraft getreten.

Kreisky


